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Täname Teid, et valisite EOD!
Euroopa raamatukogudes säilitatakse miljoneid 15.–
20. sajandi raamatuid. Kõik need raamatud on nüüd 
kättesaadavad e-raamatuna — vaid hiireklõpsu 
kaugusel 24 tundi ööpäevas, 7 päeva nädalas. Tehke 
otsing mõne EOD võrgustikuga liitunud raamatukogu 
elektronkataloogis ja tellige raamatust digitaalkoo-
pia ehk e-raamat kogu maailmast. Soovitud raamat 
digiteeritakse ja tehakse Teile kättesaadavaks digi-
taalkoopiana ehk e-raamatuna. 





Die Geeichte handeln in allen Civilstreitigkeitm auf 
Antrag der Parteien. Verfügungen von Amtswegen sind 
nur ausnahmsweise in den in der Proceßordnung ausdrücklich 
bezeichnetm Fällen zulässig.
Die Verhandlungen vor den Einzelrichteru und Colle« 
gialgerichlen sind in der Regel öffentlich. Der freie Zutritt 
ist jedoch nur erwachsenen Personen gestattet.
Bei der Verhandlung einer Streitsache kann die Ö f ­
fentlichkeit ausgeschlossen werden, wenn die Parteien überein­
stimmend darum nachsnehen, desgleichen wenn das Proceßge- 
richt aus der öffentlichen Verhandlung Gefahr für die S itt­
lichkeit besorgt oder von Seiten der Zuhörer wiederholte Ruhe­
störungen stattgefnnden haben. Verfügt das Gericht aus 
einem dieser Gründe den Ausschluß der Öffentlichkeit, so 
kann jede Partei verlangen, daß wenigstens drei von ihr be­
zeichnet Personen den gerichtlichen Verhandlungen beiwohnen 
dürfen.
Alle Rechtöstreitigk'eiten werden mündlich verhandelt. 
Jedoch wird in den Proeessen, die vor den Collegialgerichten 
mit Ausschluß der Bauergemeindegerichte geführt werden, die 
mündliche Verhandlung durch Schriftsätze der Parteien vor­
bereitet.
Die Schriftsätze enthalten:
1) die Gesuche der Parteien,
2) eine gedrängte Darstellung aller Thatsachen, die zur 
Begründung der Gesuche erforderlich sind,
- 3) die Andeutung der maßgebenden rechtlichen Gesichts­
punkte ohne weitere Rechtsausführnugen,
8 2 .
8 3 .
4> eine bestimmte und  vollständige E rk lä rung  über die t a t ­
sächlichen B e h a u p tu n g e n  der G egenparte i  und 
5 )  die Bezeichnung aller U rkunden , welche die P a r te i e n  in
dem Rechtss tre it  benutzen wollen.
8 6 .
I n  den zur mündlichen V erh an d lu n g  anberaum len  T e r-  
m inen  haben die P a r te i e n  die faktische und rechtliche S e i t e  
des S tre i tve rhä l tn is ses  zu erörtern und ihre A n träge  zu stellen.
J e d e  P a r te i  m u ß  sich dabei über alle von der G egenp ar te i  
vorgebrachten relevanten Thatsachen, so wie über die Aechtheit 
der ihr  vorgelegten Urkunden bestimmt erklären. T i e  V o r ­
lesung von Schriftstücken ist n u r  insoweit gestattet, a ls  es 
au f  deren wörtlichen I n h a l t  ankommt.
8 7.
D i e  mündliche V e rh a n d lu n g  dient in  thatsächlicher B e ­
ziehung a ls  G ru n d la g e  für  die richterliche Entscheidung. W i rd  
d a s  schriftliche V orverfah ren  sK 4 )  bei der mündlichen V e rh a n d ­
lung in wesentlichen P unkte i l  ergänzt oder abgeändert ,  so 
müsseil die E rg änzun gen  oder A bänderungen  durch d as  
S itzungspro toko ll  festgestellt werden. Dasselbe enthält zugleich 
den G a n g  der V e rh an d lu n g  im Allgemeinen und  die von 
dem Gericht gefaßten Beschlüsse.
88
Alle P r o e e ß h a n d ln n g e n , welche die P a r te ie n  während 
der mündlichen V e rh an d lu n g  bis zu deren S c h lu ß  «P 1 2 )  ^
vornehm en, werden a ls  ein G a n z e s  allgesehen. 'Alles b is  
zum  S ch lu ß  der V e rh an d lu n g  Borgebrachte gilt in der Regel  
(K 2 t  > a ls  rechtzeitig vorgebracht.
8
T e r  Einzelr ich ter,  beziehungsweise der Vorsitzende des 
Eollegialgerichts leitet die V erh an d lu n g  und t rä g t  dafür  
S o r g e ,  daß die S a c h e  in erschöpfender W e is e ,  jedoch mit 
V erm eidung  aller überflüssigen T iscn ss ion en  erörtert werde.
8 io.
D a s  J ra g l r e c h t  steht allen M itg l ied ern  des Gerichts  
zu. B e g e h r t  eine P a r te i  an die G egenpar te i  eine J r a g e  zu 
richten, so ist dazu die E r laubnis ;  des G erichts  erforderlich.
8 ii.
D a s  Gericht ist befugt mehrere bei demselben gleich­
zeitig anhängige S treitsachen der P a r te ie n  zur gemeinsamen 
V e rh an d lu n g  zu verbinden, w enn sich dadurch eine raschere 
B een d ig u n g  der bezüglichen Proeesse erwarten läß t.
8 12.
Erachtet d a s  Gericht die S treitsache für vollständig er­
ö r te r t ,  so kann es den S c h lu ß  der mündlichen V e rh an d lu ng  
anorduen. D i e  bezügliche V erfüg un g  wird  bloß im S itzu n g s -  
Protokoll verschrieben.
8 13.
Die richterlichen Verfügungen sowie alle zue gegenseitigen 
M ittheilung bestimmte Schriftstücke der Parteien werden 
denselben durch die Kanzlei des Proeeßgerichts behandigt.
8 14.
Die Anberaumung der Fristen und Termine liegt dem 
die betreffende Verhandlung leitenden Richter ob. Derselbe 
darf jeden Termin und jede richterliche (nicht gesetzliche) Frist 
auf den einseitigen Antrag einer Partei zweimal verlegen, be­
ziehungsweise erstrecken.
Außerdem sann eine Erstreckung der Fristen und Ver­
legung der Termine an ft durck, die bloße Uebereinkunft der 
Parteien erfolgen. R ur die für die Erhebung der verschiede­
nen Rechtsmittel bestimmten Fristen sind von dieser Regel 
ausgenommen.
§ 15.
Versäumt eine Partei einen Tennin oder eine Frist, so 
sann dieselbe aus Antrag der Gegenpartei dnrch Verfügung 
des Gerichts mir der vor;nnehmenden Proeeßhandlung Prä- 
kludirt werden. Gegen diese Versagung kann aber die säu­
mige Partei im Vanse von zwei Wochen, ohne die Gründe 
ihres Ausbleibens moliviren zu müssen, Einspruch erheben und 
um die Anberaumung eines neuen Termins oder einer neuen 
Frist bitten (ordentlicher Einspruch!.
'Raeh Ablauf der zweiwöchentlichen Frist ist der E in­
spruch »als außerordentlicher) nur gestattet, wenn die Partei 
darzilthnn vermag, daß sie ans entschuldbaren Gründen, wie 
Krankheit, Abwesenheit n. s. w. verhindert war die für den 
ordentlichen Einspruch bestimmte Frist zn beobachten. Der 
Einspruch muß in diesem Fall binnen vier Wochen nach Be­
seitigung des Hindernisses erfolgen und kann überhaupt nur 
innerhalb eines Fahres vom Tage der Behänd'gnng der Ver- 
sänmnngsversügung an gerechnet erhoben werden.
8 16.
Ast der Einspruch ordnungsmäßig geschehen, so wird 
der Rechtsstreit hinsichtlich des in Frage kommenden Stre it­
punktes in die Rnze zurückversetzt, in welcher er sich vor dem 
E in tritt der Versäumung befand. Die durch die Versäumung 
verursachte!, Kosten sind in jedem Kall von der säumigen 
Partei zu tragen.
Das Ver fahren der ersten Instanz.
Erstes Capitel.
Das tzerfaHren vor ColtegiatgerichLen. 
Erster Abschnitt.
Das Verfahren bis zum Urtheil.
§ 17.
Die mündliche Verhandlung wird in den Collegialgerichten 
mit Ausschluß der Bauergemcindegerichte durch ein schriftliches 
Vorverfahren eingeleitet, bei welchem jeder Partei in der Regel 
20) nur ein schriftlicher Antrag zu steht.
8 18.
Der Kläger hat seinen Klagantrag nebst zwei Abschrif­
ten (KZ 4. 5.) der Kanzlei des Proeeßgerichts zu übergeben 
behufs Festsetzung des Verhandlungstermins und Eintragung 
der Sache in das Proeeßregister.
Auf dem Klagantrag und dessen Abschriften ist von dem 
Vorsitzenden des Gerichts binnen 24 Stunden der Verhand­
lungstermin zu bemerken. Dieser Termin ist außer in drin­
genden Fällen so zu bestimmen, daß der Beklagte, wenn er 
an dem Gerichtsorte lebt, zum Mindesten eine Frist von 
vierzehn Tagen, sonst von vier Wochen zur BelMdigung 
seines Gegenantrags habe, der Kläger aber von dem Augenblick 
des ihm behändigien Gegenantrags eine Frist von acht Tagen 
biß zum Verhandlungstermin erlange.
Das Original des Klagantrags wird dem Kläger re- 
stitnirt, wahrend die eine Abschrift desselben durch die Ge­
richtskanzlei an den Beklagten befördert, die andere aber den 
Gerichtsakten einverleibt wird.
Von dem Moment der Zustellung des Klagantrags an 
den Beklagten beginnen die an die Insinuation der Klage 
geknüpften Wirkungen.
8 12 .
Der Beklagte hat nach Empfang des Klaganirags in­
nerhalb der im Z l8  bestimmten Frist seinen Gegenantrag 
in zwei Epemplaren der Gerichtskauzlei zu übergeben. Von 
diesen Exemplaren ist das eine dem Kläger zuznstellen, wah­
rend das andere Theil der Gerichtsaeten wird.
8 20.
Bietet der Streitfall hinsichtlich der zu verhandelnden 
Thatsochen besondere Schwierigkeiten dar, so kann das Ge­
richt auf den Antrag der Parteien die Zahl der vorbereitenden 
Schriftstücke verdoppeln.
^  ^ 8 21^  ^  - ..........
Einreden  ^ Neplikm n. s. w. dürfen von den Parteien 
bis zum Schluß der mündlichen Berhandümg (H 12) verste- 
bracht >uerden. Ausgenonninne sind nur solche dilatorische 
Einreden, welche das Gericht, die Parteien oder die proeessu- 
alische Geltendinachnng des Änsprnchs betreffen. ' Sie nüissen 
nur Berücksichtigung zu finden, in dem Gegenantrag des Be­
klagten angeführt sein.
Nach den: Schluß der mündlichen Verhandlung können 
Einreden u. s. w. in der ersten Instanz nur dann vorgebracht 
werden, wenn die Partei nachzuweisen vermag, daß dieselben ^ 
erst spater entstanden oder zu ihrer Kenntniß gelangt find.
8 22 .
Die mündliche Verhandlung kann ans Antrag einer Partei 
vertagt werden, wenn sie durch neues Vorbringen der Gegen­
partei sich veranlaßt sieht nähere Erkundigungen einzuziehen.
Is t in den von dem schriftlichen Klagantragc abweichen­
den mündlichen Erklärungen des Klägers eine Klagandemug 
enthalten, so kann der Beklagte die Abweisung des Klägers 
mit seiner Klage begehren.
8 23.
Erscheint der Beklagte nicht in dem zur mündlichen Ver­
handlung anberanmtcn Termin, so werden ans Begehren des 
Klägers die in dem fehlerfreien Klagantrag enthaltenen That- 
sachen für zugestanden erklärt. Das Gericht hat in diesen: 
Fall dem Gesuch des Klägers entsprechend zu erkennen, soweit 
letzteres aus Grund jener Thatsachen rechtlich begründet ist.
Bei analoger Versäumnis; des Klägers wird derselbe 
auf Antrag des Beklagten mit seiner Klage abgewiesen.
Gegen das richterliche Erkenntniß ist der Einspruch ge­
stattet (Z 15).
Zw eiter Abschnitt.
D e r B e w e i s.
8 24.
Sind am Schluß der mündlichen Verhandlung erhebliche 
Thatsachen streitig und unerwiesen, so hat das Gericht durch 
ein Beweisinterloknt den Beweissatz und die Beweislast zu 
bestimmen und zugleich den Bcweistermin anzuberaumen. 
Die einzelnen Thatsachen, welche jeder Partei zu beweisen 
obliegen, müssen in dem Interlokut bestimmt 'angegeben sein.
Eine Appellation gegen das Beweisinterlokttt ist nur in 
Verbindung mit der Appellation gegen das Endnrtheil ge­
stattet, ausgenommen wenn beide Parteien um sofortige Ap-. 
pellation nachsuchen.
8 25.
Der Beweis kann durch Zeugen, Sachverständige, Au­
genschein, Eid und Urkunden geführt werden. Doch ist das
l2i>
Gericht auch von Amtswegm befugt Augenscheinshcmdlungen 
vorzunehmen, nothwendige Eide aufzulegen und Sachverstän­
dige zu vernehmen.
8 26.
Das Gericht hat die Beweiskraft der vorgebrachten Be­
weismittel, von dem Eide und den Urkunden abgesehen, nach 
den Umständen des konkreten Falls zu würdigen.
8 27.
Behufs der Beweisantretung findet eine mündliche Ver­
handlung statt. Dieselbe wird durch ein schriftliches Vorver­
fahren eingeleitet, für welches der zwischen der Eröffnung des 
Beweisinterloknts und dem Beweistermin liegende Zeitraum 
von den Parteien zu benutzen ist. I n  der mündlichen Ver­
handlung haben die Parteien gleichzeitig alle Beweise und 
Gegenbeweise anzutreten. Die Verhandlung wird durch eine 
richterliche Verfügung abgeschlossen, welche über die Zulässig- 
keit und Erheblichkeit sowohl der Beweisantretung im Gan­
zen, als auch der einzelnen Beweismittel entscheidet.
8 28.
Die Beweisaufnahme findet in der Sitzung des Proceß- 
gerichts statt, wenn der Gegenstand und die Art der Beweis­
führung dazu geeignet ist. Im  entgegengesetzten Falle kann 
sie nach Verschiedenheit der Umstände entweder vor einem ein­
zelnen Mitglied des Proeeßgerkchts oder vor einem ändern 
Gericht erfolgen. Die Parteien sind befugt derselben beizuwohnen.
8 29.
Nachdem die Beweisaufnahme geschlossen ist, erfolgt 
eine mündliche Verhandlung über ihr Ergebnis; (Beweisaus- 
sührung).
8 30.
Bleibt eine Partei in dem zur Beweishandlung anbe- 
raumten Termin ans, so erkennt das Gericht auf Antrag der 
Gegenpartei je nach den Umstünden: den Ausschluß der Be­
weisführung , Verlust der Beweiscinreden, beziehungsweise die 
Annahme des Zugeständnisses der thatsächlichcn Voraussetzun­
gen der Beweiseinreden u. s. w. Gegen das richterliche Er­
kenntnis; ist der Einspruch gestattet (§ 15).
Dritter Abschnitt.
Da s U r t h e i l.
8 3i.
I n  dem Urtheil wird über die Angriffs- und Vertheidi- 
gungsmittel der Parteien nur insotveit erkannt, als sie für die 
von dem Gericht abzugebende Entscheidung in Betracht kommen.
8 32.
Das beschlossene Urtheil nebst den Entscheidungsgründen
wird zunächst mit Hinweglassung des Thatbestaudeß von einem 
Mitglied des Gerichts schriftlich entworfen, von allen M it­
gliedern unterzeichnet und den Parteien spätestens eine Woche 
nach dem Schluß der mündlichen Verhandlung in der Sitzung 
publicirt. Der Termin der Publieation ist ihnen sofort beim 
Schluß der mündlichen Verhandlung mitzuthciten
8 33.
Im  Laufe einer Woche nach der Verkündigung des Ur- 
theils wird dasselbe von einem Mitgliede des Gerichts voll­
ständig zu den Gerichtsakten versaßt. Das von allen Ge­
richtsgliedern zu unterzeichnende Urtheil muß namentlich ent­
halten: eine gedrängte Darstellung des dein Rechtsstreit zu 
Grunde liegenden Thatbeftandes, die Entscheidnngsgründe und 
die Entscheidung des Gerichts.
Abschriften des Urtheils werden den Parteien auf ihr 
Begehren gegen Entrichtung der gesetzlicheil Gebühren ertheilt.
Zweites Capitel.
Das Verfahren vor GinzekricHtern.
s 34,
Die Parteien sind befugt an den ordentlichen Gerichts­
tagen auch ohne Vorladung bei Gericht zu erscheinen und 
über ihre Streitsachen zu verhandeln.
Außer diesem Fall kann der Beklagte auf das mündliche 
Gesuch des Klägers auf einen bestimmten Gerichtstag vorge­
laden werden.
8 35.
Die Parteien tragen ihre Nechtsvertheidignng mündlich 
vor. Der Richter hat sie dabei durch Stellung angemessener 
Fragen zu einer geilauen und wahrheitsgetreuen Erklärung 
über die erheblicheil thatsächlichen Verhältnisse zu veranlasseil.
8 36.
Ergiebt sich die Nothwendigkeit einer vorläufigen Berech­
nung zwischen den Parteien, so verfügt der Richter die Ein­
reichung der Rechnungen und setzt zugleich den Termin zur 
weiteren Verhandlung der Sache fest.
8 37.
Ueber die mündliche Verhandlung wird nur in den 
Sachen, welche der Appellation unterliegen, ein kurzes Pro­
tokoll ausgenommen. Bei nichtappellablen Streitsachen geniigt 
die Aufnahme der wesentlichen Punkte in das Urtheil.
8 38.
Stellt sich nach dein Schluß der mündlichen Verhand­
lung die Nothwendigkeit eines besonderen Beweisverfahrens 
heraus, so treten die Bestimmungen der ZZ 24 — 30 in 
Wirksamkeit. Im  entgegengesetzten Fall hat der Richter den
P ar te ien  das Urtheil lA ß  3 1 .  3 2 )  im Laufe von d r e i . T ag en  
zu eröffilen und sie zugleich von den: etwa zuständigen Rechts­
mittel der Appellatioi^, der Appellationsfrist nud den m it der 
Versäumung derselben verbundenen Nachthe'leu in Kenntnis; 
zu setzen.
I n  Bezug auf die Fertigung  des Urtheits zn den Ge-^ 
richtsakten und die M it the i lung  der Abschriften desselben gelten 





8  3 9 .
Gegen Verfügungen und Nrtheile der Einzelrichter und 
der unteren Collcgialgerichte ist eine Appellation an die nächste 
höhere In s ta n z  statthaft, wenn der W erth  des Beschwerdege­
genstandes die gesetzlich bestimmte Appeltationsslnnme erreicht. 
Gegen die Entscheidung der Appellationsinstanz ist eine wei­
tere Appellation ausgeschlossen.
8  4 0 .
D ie  Appellation kann abgesehen von dem im H 2 4  er­
wähnten F a l l  stattfiuden:
1) gegen Endmtheile, wodurch die Hauptsache unbedingt
oder bedingt entschieden wird,
2)  gegen V e r fü g u n g e n , wodurch die Form el eines zu
leistenden Eides festgestellt wird,
3 )  gegen V e r fü g u n g e n , wodurch die H 21  erwähnten
dilatorischen Einreden für unbegründet erkannt werden,
4 )  gegen Verfügungen, wodurch die m it dritten Personen
stattgehabtcn Jncidentstrcktigkeiten erledigt werden,
. 5 )  gegen die Entscheidung über P a r te ia n t r ä g e ,  welche
Vorsichtsverfügungen (Z 6 6 )  betreffen und
6) gegen V erfügungen ,  wodurch sonstige Anträge einer
P a r te i  verworfen oder die Anträge der Gegenpartei 
gewährt werden, vorausgesetzt, daß nicht der Einspruch 
(8  1 5 )  ober die einfache Beschwerde (Z 5 6 )  genügt.
3 n  den fünf ersten Fällen  muß die Appellation sofort 
innerhalb der Appellationsfrist ergriffen werden, in dem letzteil 
F a l l  dagegen ist sie überhaupt nur daun statthaft, wenn ge­
gen das Endurtheil selbst appcllirt wird.
E ine vorläufige Erklärung der P a r t e i ,  daß sie sich die 
Appellation Vorbehalte, ist nicht erforderlich.
8  4 1 .
D ie  F ris t  für die Appellation gegen Urtheile und V e r­
fügungen eines Einzelrichters beträgt in der Negel einen M o -
nctt vom Tage der Bekanntmachung derselben an die Partei. 
Gegen Urtheile und Verfügungen eines Collegialgerichts ist 
regelmäßig binnen zwei Monaten die Appellation einzuwenden.
Dem Gegner des Appellanten ist die Adhäsion bis zum 
Schluß der mündlichen Verhandlung gestattet.
8 42.
Der Appellant hat die Appellation bei dem Gericht, 
welches die Entscheidung gefällt, schriftlich innerhalb achttägiger 
Frist anzumelden. Dieses ist hieranf verpflichtet die Proceß- 
akten im Laufe von vierzehn Tagen dem Appetlationsgcricht 
zu übersenden.
Nücksichtlich der Erhebung der Appellation, des Appel­
lationsverfahrens und des AppellationSnrtheils sind im Allge­
meinen die für vie Collegialgerichte erster Instanz aufgestellten 
Grundsätze maßgebend (A 17 fgg.).
8 43.
Ist der Appellationsantrag innerhalb der Appellations­
frist der Kanzlei des Appellationsgerichts übergeben, so wird 
das weitere Verfahren bei dem Untergericht in der Negel 
hinsichtlich denjenigen Bestimmungen der Verfügung gehemmt, 
gegen welche die Appellation gerichtet ist.
8 44.
Die Parteien dürfen in der Appellationsinstanz neue 
Thatsachen Vorbringen, wenn in denselben nicht eine Aende- 
rung der ursprünglichen Klage enthalten ist. Desgleichen 
sind sie befugt neue Beweismittel und neue Vertheidigungs- 
mittel, wie Einreden, Repliken u. s. w. geltend zu machen.
8 45.
Die Kosten der Appellationsknstanz werden im Falle 
des Obsieges nicht von dem Appellaten getragen, sondern 
sind vom Ausgange der Hauptsache abhängig.
8 46.
Eine Abschrift des Appellatkonsurthekls ist zugleich mit 





Die Nichtigkeitsbeschwerde ist in folgenden Füllen statt­
haft:
1) wenn die Vorschriften über die Oeffentlichkeit des 
Verfahrens verletzt worden sind,
2) wenn das Gericht, welches das Urtheil erlassen hat, 
nicht vorschriftmäßig besetzt war,
LSI
3) wenn das Gericht nicht für die Verhandlung und-
Entscheidung des Rechtsstreits competent war,
4) wenn ein rechtmäßiger Grund der Behinderung oder 
Ablehnung des Richters vorlag und das Gericht das 
daraus bezügliche Gesuch der Partei unberücksichtigt ließ,
5) wenn gegen eine Partei verfahren oder entschieden
worden, ohne ihr die gesetzlich zustehende Vertheidi- 
gung zu gestatten,
6) wenn gegen einen Dritten ein Urtheil ergangen ist, 
der an dem verhandelten Rechtsstreit gar nicht Theil 
genommen hat,
7) wenn das Gericht über den Antrag der Partei hin­
aus erkannt oder in der Instanz der Rechtsmittel die
angefochtene Verfügung zum Nachtheil des Beschwer­
deführers abgeändert hat,
8) wenn das Urtheil mit einer frühem Entscheidung m 
Widerspruch steht, die über denselben Gegenstand und 
dasselbe Nechtsverhältniß unter denselben Parteien 
rechtskräftig ergangen war,
9) wenn die verdn ckeeisiva des Urtheils an völliger 
Dunkelheit oder Unbestimmtheit leiden,
10) wenn dem Urtheil keine Entscheidungsgründe hinzu­
gefügt sind und
11) wenn dasselbe eine falsche Auslegung oder unrichtige 
Anwendung der Gesetze enthält.
8 48.
Die Nichtigkeitsbeschwerde ist nur zulässig, wenn ent­
weder das Rechtsmittel der Appellation gesetzlich ausgeschlossen 
oder die Streitsache bereits in der Appellatlonsinstanz ent­
schieden ist HZA 37. 39). Die Beschwerde muß in solchem 
Fall innerhalb einer Frist von zwei Monaten erhoben wer­
den, die nach Verschiedenheit der Umstünde bald vom Tage 
der Entdeckung der Nichtigkeit, bald vom Tage der Be-, 
kanntmachnng der beschwerenden Entscheidung zu laufen be­
ginnt. Sind fünf Jahre seit beschrittener Rechtskraft des 
Erkenntnisses verstrichen, so ist die Nichtigkeitsbeschwerde, 
abgesehn von dem § 47 Punkt 6 bezeichneten Fall un­
statthaft.
8 49.
Die Vollstreckung des Urtheils wird durch Erhebung 
der Nichtigkeitsbeschwerde nur dann gehemmt, wenn das für 
die Beschwerde eompetente Gericht solches gegen Sicherheits­
leistung verfügt.
8 50.
Nücksichtlich der Erhebung der Nichtigkeitsbeschwerde, des 
Verfahrens und des Urtheils finden die Bestimmungen der 
HZ 17— 33 analoge Anwendung.
8 51.
, Findet das Gericht die Nichtigkeitsbeschwerde begründet, 
so hat es die angefochtene Entscheidung, so wie das derselben
voraufgegangm e und von dem Nichtigkeitsgrunde m itbetrosfene 
V erfahren  zu vernichten und zugleich das etwa nothwendige 
neue U rtheil in  der S ache  zu fällen. B e tra f  der Nichtigkeits- 
grnnd speeiell d a s  V erfah ren , so u>ird dasselbe, soweit jener 
darauf eiuwirkt, vernichtet und die S ache an  das frühere Ge^ 
richt verwiesen.
8  5 2 .
W ird  die Nichtigkeitsbeschwerde a ls  gänzlich unbegründet 
verworfen, so kann der Beschwerdeführer zu einer nach richter­
lichem Ermessen zu bestimmenden Entschädigung an die G egen­
partei verurtheilt werden.
Drittes Capitel.
D ie Wieberernsekzrmg in den vorigen Stand  
gegen rechtskräftige Erkenntnisse.
8  5 3 .
D ie  R estiintiousklage ist zulässig:
wenn das U rtheil auf den E id einer P a rte i gegrün­
det w ar und diese wegen M eineid s verurtheilt wurde,
2 )  wenn die Urkunde, das Z eugu iß  oder d as  G utachten  
der Sachverständigen, auf G ru n d  welcher das U rtheil 
erfolgte, erweislich falsch ist,
3 )  w enn das U rtheil durch betrügerische H and lungen  der 
G egenpartei erwirkt ist,
4 )  wenn eine P a r te i nach P ublikation  des Urtheils ent­
scheidende B ew eisurknnden erlangt, an deren früherem 
Gebrauch sie ohne ihre Schuld  verhindert wurde,
5 )  w enn in den S achen  der unter Vorm undschaft oder 
C uratel stehenden P erso n en , der Kirchen, frommen 
S tif tu n g e n  und öffentlichen Lehranstalten die gesetzli­
chen V ertreter nicht den gehörigen F le iß  angew andt 
haben und hierdurch ein nachtheiliges E rkenntniß her- 
vorgeruseu ist.
8 54.
D ie  R estitu tionsklage w ird bei dem Gericht erhoben, 
welches in  erster In s ta n z  in der bezüglichen S treitsache erkannt 
hat. D ie  F r is t für E rhebung der K lage betrügt zwei M o ­
nate vom T ag e  der Entdeckung des R e s titu tio n sg ru n d cs , in  
den tz 5 3  P u n k t 5  genannten Fü llen  ein J a h r  vom T ag e  der 
G roßjährigkeit oder der Aufhebung der C u ra te l, beziehungs­
weise vier J a h re  von der Rechtskraft des in  Sachen  der 
Kirchen, from men S tif tu n g e n  und öffentlichen Anstalten er?, 
folgten Erkenntnisses.
8  5 5 .
I n  B ezug  aus die Erhebung der R estitu tionsk lage, das 
V e r f a h r e n /d a s  U rtheil und die gegen dasselbe zustehendem 
R echtsm ittel gelten die allgemeinen B estim m ungen (8  1 7  M . ) .
V iertes Capitel.
Wie einfache Beschwerde wider das Gericht»
§  56.
D ie  einfache Beschwerde ist zulässig wegen schuldhafter 
Verzögerung oder V erw eigerung der J u s tiz ,  wegen ungebühr-' 
licher B ehand lung  der P a r te ie n , der Z e u g e n , der S achver­
ständigen u. s. w .
8 57 .
D ie  Beschwerde m uß innerhalb zwei W ochen von dem 
T ag e  der beschwerenden H an d lu n g  des G erichts augerechnet 
erhoben werden und zw ar ist die Beschwerdeschrift der Kanzlei 
desjenigen Collegialgcrichts zu übergeben, gegen welches die 
Beschwerde gerichtet ist. B e i Beschwerden gegen Einzelrichter 
kann die K lage auch dem S e c re tä r  desselben zu Protokoll ge­
geben werden.
8 58.
H ilf t das angegriffene G ericht nicht selbst der Beschwerde 
a b , so hat es dieselbe binnen einer Woche un ter B erichter­
stattung an das Vorgesetzte Gericht einzusenden. D ieses fällt 
seine Entscheidung in nicht öffentlicher S itzu n g  und übersendet 








4) der H andelsproceß,





B e i Nechnungssachen von außergewöhnlicher A usdehnung 
oder Verwickelung findet auf A ntrag  der P a rte ien  oder von 
A m tsw egen ein schriftliches V erfahren  m it mündlicher S c h lu ß ­
verhandlung statt.
8 61.
D e r  Exekutivproceß ist bei persönlichen Forderungen 
sta tthaft, die auf Z ah lu n g  von Geldsum m en gerichtet sind 
und bei denen der K läger alle zur B egründung  seiner K lage 
erforderlichen Thatsachen durch öffentliche Urkunden oder durch
anerkannte oder gerichtlich für anerkannt erklärte Privaturkun- 
dm sofort zn erweisen im Stande ist.
Neber die Exekntwklage wird ohne schriftliches Vorver­
fahren mündlich zwischen den Parteien verhandelt. Wird der 
Beklagte verurtheilt, so kann der Kläger ungeachtet der von 
ersterem gegen die Entscheidung ergriffenen Appellation ver­
langen, daß das Urtheil vollstreckt und die beigetriebene Geld­
summe ihm gegen Sicherheitsstellung ausgeliefert oder gericht­
lich deponirt werde.
8 62 .
In  Wechselsachen findet kein schriftliches Vorverfahren 
statt. Der Wechselklüger hat seine Urkunden in der Kanzlei 
des Proeeßgerichts zur Einsicht des Beklagten niederzulegen.
Alle der richterlichen Festsetzung unterliegenden Fristen 
sind möglichst zu beschränken und nach den Anforderungen 
unabweislichcn Bedürfnisses zu bestimmen.
Das den Beklagten verurtheilende Erkenntniß wird auf 
Antrag des Klägers sofort vollstreckt. Sicherheitsstcllung oder 
gerichtliche Deposition ist nur dann erforderlich, wenn für den 
Beklagten im Fall endlichen Obsieges durch die Exekution 
ein unersetzlicher Schaden zu befürchten ist.
8 63.
In  Handelssachen ist das Verfahren thunlichst zu be­
schleunigen. Ein schriftliches Vorverfahren ist ausgeschlossen. 
In  verwickelten Fällen, namentlich wo bedeutende Rechnungen 
in Frage kommen, kann das Gericht die Parteien zur Ver­
nehmung vor Sachverständige verweisen, welche die Vermitte­
lung zwischen den Parteien zu versuchen und falls solche 
nicht gelingt, ein Gutachten abzugeben haben.
Auf Alltrag der obsiegenden Partei kann gegen Sicher­
heitsleistung die Vollstreckung des Urtheils stets verfügt wer­
den. Zahlungsfristen dürfen dem Schuldner nur mit Ein­
willigung des Gläubigers gewährt werden.
§ 64 .
Der Provokationsproceß kann Lheils gegen einen be­
stimmten, theils gegen einen unbestimmten Gegner zur An­
wendung kommen.
Er findet gegen einen bestimmten Gegner statt, wenn 
derselbe sich eines klagbaren Anspruchs gegen den Provokanten 
rühmt oder der Provokant der Klage des Provokaten Ein­
reden entgegenzusetzen hat, die bei längerer Verzögerung der 
Klage unzulässig oder unwirksam werden könnten.
Der Provokationsproceß wider einen unbestimmten Geg­
ner erfolgt im Wege der Ediktalladnngen in allen den Füllen, 
wo solches gesetzlich vorgeschrieben ist, wie bei Veräußerungen 
von Immobilien, in Erbschaftssachen, im Amortisationsver­
fahren u. s. w.
Ein schriftliches Vorverfahren findet im Provokations­
proceß nicht statt.
8 65 .
Der Besitzproceß findet in allen Fällen Anwendung, wo 
es sich um die Erlangung oder Wiedererlangung des Besitzes 
oder um den Schutz in demselben handelt. Ist angesichts 
des Streites zweier Personen über den Besitz Selbsthülfe, 
Störung der öffentlichen Ruhe oder unersetzlicher Schaden zu 
befürchten, so kann das Gericht von Amtswegen einen einst­
weiligen Zustand durch Erlassung eines Provisoriums seststellen.
Ein schriftliches Vorverfahren ist bei dem Besitzproceß 
unstatthast.
Die Erlassung von Vorsichtsverfügungen findet in allen 
Fällen statt, wo Gefahr auf dem Verzüge der Rechtshülfe 
haftet. Zu den Vorsichtsverfügungen gehören:
n) der dingliche und persönliche Arrest,
b) die Sequestration unbeweglicher Sachen,
e) die Beschlagnahme der in den Händen eines Dritten
befindlichen Sachen des Schuldners.
Eine Vorsichtsversügung kann nur erlassen werden, wenn 
der Bittsteller sowohl den geltend gemachten Anspruch, als 
auch die drohende Gefahr eines nicht leicht zu ersetzenden 
Schadens zu bescheinigen vermag.
Der Arrest kann auf das Gesuch einer Partei auch 
ohne vorheriges Gehör des Gegners selbst an Sonn- und 
Festtagen erkannt werden. Für die übrigen Vorsichtsversü- 
gnngen ist zwar stets vorgängiges Gehör der Gegenpartei 
ersorderlich, ein schriftliches Vorverfahren findet aber dabei 
nicht statt.
Die Epekution kann in der Regel erst in dein Augen­
blick erfolgen, wo das Urtheil die Rechtskraft beschritten hat. 
Eine Abweichung hiervon findet nur in denjenigen Fällen 
statt, in welchen das Gesetz ausdrücklich die sofortige Voll­
streckung des Urtheils gegen Sicherheitsleistung oder ohne 
solche gestattet.
Die Exekution erfolgt durch die Einzelrkchter, beziehungs­
weise durch die Collegialgerichte erster Instanz. In  jedem 
Collegialgericht wird ein Mitglied desselben nebst einem Kanz- 
leibeainten mit der Vollstreckung der Urtheile beauftragt.
Der Exekution geht eine Aufforderung an den Schuld­
ner vorher, das Urtheil zu ersiillen (Zahlungsgebot), wenn 
nicht durch ein gerichtliches Urtheil die sofortige Vornahme der 







D e m  S chu ldner w ird in der R egel eine Woche vom 
T ag e  des Z ah lungsgebo tes an gerechnet, zur freiwilligen E r ­
füllung des U rtheils gewahrt. In n e rh a lb  dieser F r is t  hat er 
zugleich seine etwaigen E inw endungen gegen die Exekution 
bei dem betreffenden G ericht geltend zu machen.
8 71.
I n  B ezug  auf die einzelnen Exekutionsarten bleiben die 
bisherigen Grundsätze m aßgebend.
Seckstes Duck.
Der Lomursprocej j .
8 72.
D a s  Coneursverfahren kann nicht von A m tsw egen, son­
dern n u r auf G ru n d  der Insolvenzerklärung des S chu ldners 
oder auf A ntrag  seiner G läub iger eingeleitet werden.
8 73.
A us Nachsuchen des S chu ldners ist ein vorläufiges V e r­
fahren behufs gütlicher V ereinbarung m it den G läub igern  
statthaft. D ie  M in o r itä t  der G läub iger kann dabei nicht 
durch die M a jo r itä t  zu Nachlaß- und S tu n d u n g sv e rträg en  ge­
zw ungen werden.
8 74.
Nach E röffnung des Coneurses ernennt das G ericht 
un ter M itw irkung  der G läub iger einen C u ra to r , der an die 
S te lle  des bisherigen C u ra to rs  und C ontradictors tritt. D e r­
selbe gilt a ls  offizieller V ertreter des Gem einschuldners und 
h a t a ls  solcher alle dem letzteren in B ezug  auf sein V erm ögen 
zustehenden Befuguisse un ter Aufsicht des G erichts und der 
G läu b ig er auszuüben.
8 75.
Z u r  Feststellung der Passivmasse w ird eine Ediktalcita- 
tion  erlassen, welche präklusive K ra ft hat. D ie  G läubiger 
haben ihre Forderungen in  der F o rm  von K laganträgen (A 18) 
anzumelden und das von ihnen etw a behauptete Vorzugsrecht 
anzugeben und zu begründen, lieber die angcmeldeten F o r ­
derungen findet ein vorläufiges mündliches V erfahren  zwischen 
den G lä u b ig e rn , dem C ura to r und dem S chuldner statt, 
w orin  zunächst im  Allgemeinen festgcftellt w ird : welche F o r ­
derungen überhaupt streitig sind.
8 76.
Airs. G ru n d  der A nm eldungen der G läub iger und der 
mündlichen V erhandlung entw irft das Gericht einen vorläufi­
gen Lokationsplan, theilt ihn den G läu b ig e rn , dem C ura to r
und den" Schuldner mit und bestimmt hieraus einen Term in  
zur mündlichen Verhandlung über denselben, sowie über die 
Verhältnisse der M asse zu den angemeldeten Forderungen. 
D ie  Ladung erfolgt unter Androhung des Rechtsnachtheils, 
daß die nicht erscheinenden G läubiger a ls dem Lokationsplan 
beistimmend angesehen werden würden.
8  7 7 .
G elingt die gütliche Lokation an dem anberaumten Ter­
min entweder gar nicht oder nicht vollständig, so werden die 
über die Liquidität oder Priorität ihrer Forderungen streiten­
den G läubiger zum besondern Versahren nach § 1 7  sgg. ver­
wiesen. Ueber die einzelnen Forderungen werden in solchem 
F a ll Spezialprocesse eröffnet, die aus Kosten der streitenden 
Gläubiger geführt werden.
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